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Der Vorsitzende der DKP, Heinz Stehr, war unmittelbar nach dem Ende der fast dreimonatigen Bombardierung durch die NATO in Jugoslawien.

Er hatte dort viele Begegnungen und spricht in einem Interview mit der UZ über seine Eindrücke.

UZ: Du bist von der Kommunistischen Partei Jugoslawiens eingeladen worden. Wie ist diese Partei aus deiner Sicht zu beurteilen?
H. Stehr: Die jugoslawischen Kommunisten sind eine eigenständige Partei. Ihre Standpunkte unterscheiden sich von denen der Sozialisten aber auch von denen der JUL. So wollen sie die unbedingte Wiederbelebung Jugoslawiens. Sie sind eine Partei, die sich in der Tradition des Bundes der Kommunisten von Tito sieht. Sie betrachten diese Zeit als die bisher erfolgreichste in der jugoslawischen Geschichte überhaupt.

Sie arbeiten in der Vereinigten Linken (JUL) mit, sehen aber durchaus auch manches in der JUL kritisch. Auch an den Sozialisten üben die Kommunisten Kritik. Die Kommunisten lehnen ausdrücklich jede Form von Nationalismus ab. Sie gehen von einem Jugoslawien aus, in dem die Vielfalt der Völker bei völliger Gleichberechtigung gewahrt bleibt.

Es war übrigens sehr interessant, was wir in der Vojvodina gesehen und erlebt haben: 21 Nationalitäten in einer Region. Am Rathaus zum Beispiel Hinweisschilder auf Rumänisch, Ungarisch und Serbokroatisch. Es gibt die Möglichkeit, die Schulen nur in der jeweiligen Heimatsprache abzuschließen. Alle Menschen haben gleiche Rechte und das gleiche Wahlrecht.

UZ: Du bist unmittelbar nach dem Aggressionskrieg der NATO nach Jugoslawien gereist. Was hat dich am tiefsten bewegt? 
H. Stehr: Es ging bei diesem Besuch in erster Linie darum, die tatsächlichen Probleme dort kennenzulernen. Wir haben verschiedene Städte und Fabriken besucht, die von der NATO in Schutt und Asche gelegt wurden. Dann wollten wir natürlich unsere Solidarität ausdrücken. Dazu hatten wir viele Gelegenheiten, es gab Pressekonferenzen, im Fernsehen, im Rundfunk und in allen Zeitungen wurde über unseren Besuch berichtet. Wir darüber informiert, was wir hier gemacht haben, und wir haben unterstrichen, daß wir solidarisch mit dem jugoslawischen Volk sind. Das dritte Ziel war es, politische Gespräche über unsere weitere Zusammenarbeit zu führen. Die Aggression gegen Jugoslawien ist ja ein ganz wichtiger Einschnitt für Europa, und daher ist es auch wichtig, zu überlegen, wie man später zusammenarbeiten kann. Ich kann ja mal versuchen, es chronologisch ein bißchen zusammenzufassen. Zuerst waren wir in Cacak. Dort haben wir zwei Betriebe besucht. Der eine Betrieb hatte eine sehr starke zivile Produktion von Elektro- und Haushaltsgeräten aller Art. Und dieser Betrieb kooperierte früher mit Bosch. Dieser Betrieb ist ratzekahl plattgemacht worden. Durch Sprengbomben, die Krater mit einer Breite von 20 Metern und einer Tiefe von drei bis vier Metern gerissen haben. Der Betrieb hat in seinen besten Zeiten rund 6000 Beschäftigte gehabt, jetzt noch 300. Dann haben wir einen zweiten Betrieb besichtigt, in dem es ausschließlich zivile Produktion wie Trockenanlagen für Getreide, Belüftungsanlagen und ähnliches gab. Dieser Betrieb ist noch etwas größer als der erste gewesen, und von diesem Betrieb ist wirklich nichts mehr übrig geblieben.

Und in diesem zweiten Betrieb hat mich sehr bewegt, als die Genossen berichteten, daß auf dem Gelände dieses Betriebes während der Nazi-Besatzung auch ein Konzentrationslager gewesen ist. In einer Halle waren die eingepfercht, die dort arbeiten mußten, in einer zweiten die, die nach Deutschland kamen und in einer dritten die, die vernichtet worden sind. In diesem Betrieb haben wir auch gesehen, daß Arbeiter unmittelbar nach der Bombardierung den roten Stern, Zeichen der Vergangenheit Jugoslawiens, auf die Mauer gemalt haben.

UZ: Du hast auch Novi Sad besucht?
H. Stehr: Ja, wir waren auch in Novi Sad. Dort hat die Zerstörung der drei Brücken zu katastrophalen Verhältnissen geführt. Jetzt werden die Menschen mit Fähren ans andere Ufer gebracht. Sie müssen in der Regel anderthalb Stunden warten. Die Donau-Brücken liegen im Wasser, die gesamte Schiffahrt liegt still, das beschränkt natürlich auch die Versorgung.

In Belgrad ist ein Heizkraftwerk zerstört worden, das einen neuen Stadtteil mit Wärme versorgt hat, in dem 300 000 Menschen leben. Es gibt bisher überhaupt keine Voraussetzungen, daß dieses Werk bis zum Winter irgendwie wieder hergestellt werden könnte, und man weiß nicht, wie man das Problem lösen soll. Es fehlen jede Menge Medikamente. Uns wurde berichtet, daß in einem Krankenhaus in Novi Sad der Chefarzt jede Operation durch seine Unterschrift genehmigen muß, weil es eben an allem fehlt, an Watte, an Betäubungsmitteln, an allem, was man braucht. Und es ist auch kein Geld da, um etwas zu kaufen. Betroffen sind natürlich auch sehr stark die Kinder.

Das waren wichtige Eindrücke, die bewiesen, was Krieg bedeutet, wie Krieg wirkt, welche Auswirkungen er hat und wie er die Zivilbevölkerung trifft. Die meisten meiner Gesprächspartner gaben den USA die Schuld, aber sie sehen es oft so, daß die Deutschen diesen Krieg auf Weisung der USA mitmachen mußten. Es gab gerade auch vor dem Hintergrund der Geschichte ein großes Unverständnis darüber, warum sich gerade die Deutschen daran beteiligten, aber doch immer verbunden mit relativ viel Sympathie für die Deutschen.

Wir haben in den Gesprächen natürlich auch immer unsere Sichtweise über den deutschen Imperialismus zum Ausdruck gebracht, über seine Verantwortung, und auch darauf hingewiesen, welche politischen Strategien damit verbunden sind. Es gab ein großes Interesse, etwas über die deutsche Solidaritätsbewegung zu hören, sie haben zwar dieses und jenes im Fernsehen gesehen. Meine Gesprächspartner waren dankbar für Informationen, ich habe auch viele Kleinzeitungen und unsere UZ und die Marxistischen Blätter mitgebracht, um zu zeigen, was wir machen. Es war ihnen wichtig, mitzukriegen, daß es auch eine Anti-Kriegs-Bewegung bei uns gibt.

UZ: Was sind deine ersten Schlußfolgerungen aus dieser Reise?
H. Stehr: Es war mir außerordentlich wichtig, die direkten Folgen mit eigenen Augen zu erleben, wenn es natürlich auch bedauerlich ist, daß es zu dieser Reise nicht kam, während der Krieg noch im Gange war. Es war auch wichtig, von jungen Familien zu hören, die eine Woche lang überhaupt nicht aus dem Keller herausgekommen sind. Und es war ganz wichtig, zu sehen, was solche „klinisch reinen" Waffen für eine Wirkung haben. Und das zweite wichtige Ergebnis der Reise war natürlich, daß wir uns mit jugoslawischen Kommunisten darüber ausgetauscht haben, wie wir zum Beispiel die Zukunft überhaupt einschätzen. Wir gehen gemeinsam davon aus, daß das, was jetzt passiert, die Besetzung des Kosovo, das Problem nicht lösen wird, denn die Jugoslawen werden den Anspruch auf das Kosovo nicht aufgeben und gehen davon aus, daß es auch militärische Konflikte geben wird.

Niemand weiß, wie das im einzelnen ablaufen wird, aber es wird auch ganz deutlich gesagt, daß sich niemand wundem darf, wenn auch Deutsche jetzt in diese militärischen Auseinandersetzungen mit einbezogen werden.

Man geht davon aus, daß sich die UCK nicht entwaffnen lassen wird. Jeder hofft natürlich, daß keine Bomben mehr fallen, aber es glaubt auch niemand an Frieden. Der dritte ganz wichtige Aspekt betraf unsere Zusammenarbeit, die Solidarität. Wir haben verschiedene Projekte diskutiert, die müssen natürlich noch weiter durchdacht werden. Von ihnen gab es den Wunsch, daß wir etwas für die Schulkinder tun sollten, die im Augenblick kaum das Notwendigste haben. Jetzt sind zwar Ferien, und die Kinder sind ja in den acht Wochen des Bombardements nicht zur Schule gegangen, aber nach den Ferien geht es wieder los, und dann brauchen sie alles, was Schüler eben brauchen, angefangen von Schreibblocks bis hin zu Stiften und ähnlichem mehr.

Wir haben die jugoslawischen Kommunisten zum Pressefest eingeladen, wir wollen beim Pressefest eine ganze Reihe von Aktionen besprechen, und sie sollen dabei ihre Erlebnisse, ihre Erkenntnisse und ihre politischen Bewertungen einbringen.

UZ: Wie schätzen die jugoslawischen Kommunisten ein, warum Jugoslawien das Ziel des NATO-Angriffs geworden ist?
H. Stehr: Sie gehen davon aus, daß einer der Hauptgründe ist, daß sie bisher gegen diese „Neue Weltordnung" Widerstand geleistet haben. Sie haben zum Beispiel die Einführung der Marktwirtschaft nicht akzeptiert. Nach wie vor ist die wichtigste Eigentumsform gesellschaftliches oder genossenschaftliches Eigentum. Das gilt für die Produktion, aber auch für Grund und Boden. Und sie haben politisch einen eigenen Standpunkt vertreten. Das ist aus ihrer Sicht der Hauptgrund, weil sie damit im Widerspruch zu dem stehen, was die USA wollen. Sie sehen sehr stark das Argument, daß dieser Krieg zwar zunächst gegen sie geführt wurde, aber daß weitergehende Überlegungen damit verbunden sind in Richtung Rußland und möglicherweise in Richtung China. Sie haben den Standpunkt, den wir teilen, daß dieser Angriff auf die chinesische Botschaft keine Zufälligkeit, sondern politisches Kalkül war, ein Schritt beim Aufbau der imperialistischen Weltordnung.

UZ: Inwiefern hat Jugoslawien keine Marktwirtschaft? Slobodan Milosevic jedenfalls betonte in einem Interview genau das Gegenteil.
H. Stehr: Das ist falsch. Eigentumsstrukturen sind entscheidend für die Bewertung eines wirtschaftlichen Systems. Und wenn vorwiegend gesellschaftliches Eigentum vorhanden ist, ist es keine Marktwirtschaft, denn eine der zwingenden Grundlagen der sogenannten Marktwirtschaft ist eben das Privateigentum an Produktionsmitteln. Und auch ansonsten ist der staatliche Teil in Jugoslawien in allen wichtigen Bereichen der entscheidende Teil, zum Beispiel im Bereich der Energie. Und im Bereich der Medien gibt es zwar natürlich auch private Medien, aber die größten und wichtigsten Medien sind nach wie vor in staatlicher Hand.

UZ: Der Bombenkrieg ist zu Ende. Warum fand diese Reise nicht bereits während des Krieges statt?
H. Stehr: Es war natürlich auch für mich erstmal eine merkwürdige Situation, daß ich erst jetzt dort war. Ich habe seit mehreren Wochen versucht, ein Visum zu erhalten, ich habe das Visum nicht bekommen, bis heute weiß ich nicht, was die Gründe dafür waren. Ich bin, nachdem ich es hier in Hamburg nicht bekam, nach Berlin gefahren, habe dort mit dem Konsul gesprochen, dieser hat zunächst auch das Visum verweigert. Ich habe dann noch einmal erklärt, was das Anliegen von uns ist, und dann habe ich das Visum bekommen, und das war genau an dem Tag, an dem auch die Einstellung der militärischen Aktionen beschlossen worden ist. Nun hätte man natürlich sagen können, jetzt fahren wir nicht mehr hin, aber in übereinstimmender Meinung haben die Jugoslawen und ich bedauert, daß der Besuch nicht früher möglich war, aber wir waren auch übereinstimmend der Meinung, daß es jetzt auch sehr notwendig war, und daß es sehr wichtig ist, so etwas auch weiter beizubehalten. Wir haben gesagt, daß wir sehr daran interessiert sind, in einem gemeinsamen Dialog - natürlich zu einer anderen Zeit - mal aufzuarbeiten, was in Jugoslawien gesellschaftlich war, wie es mit bestimmten Punkten aussieht, die wir anders gesehen haben. Ist diese Kritik nach wie vor richtig? Oder war da auch etwas daran, was wir falsch gesehen haben? Wir haben schon deutlich gemacht, daß es auch unterschiedliche Meinungen gab und. auch heute gibt. Wir haben auch überall deutlich gemacht, daß wir mit irgendeiner Form des Nationalismus, egal in welcher er auftritt, nichts am Hut haben.

UZ: Welche Position haben denn in dieser Frage die Jugoslawischen Kommunisten, die ja den Wiederaufbau Jugoslawiens fordern, sowie die Sozialisten und die JUL?
H. Stehr: Ich kann das aus dieser Reise nicht konkret beantworten, weil wir nicht mit hochrangigen Vertretern der JUL gesprochen haben. Wir haben uns bei diesem Besuch ganz bewußt konzentriert auf die Gespräche mit den Kommunisten, und sind auch ganz bewußt mit denen zusammen durch das Land gefahren. Wir wissen aber aus früheren Gesprächen, daß sie auch diese Position haben, diese spielt aber nicht so eine zentrale Rolle wie jetzt bei den jugoslawischen Kommunisten.

UZ: Hast du Informationen über die deutschen Soldaten in Prizren bekommen, die sich ja offenbar hervorragend mit der UCK verstehen?
H. Stehr: Das sieht man dort auch so, und es gibt auch die Informationen, daß in der deutschen Besatzungszone die UCK ganz offen aufgetreten wäre, was ja mit dem G8-Abkommen eigentlich unvereinbar ist, und das wurde dort natürlich auch entsprechend zur Kenntnis genommen. Wir haben auch unsere Informationen nachgetragen, daß aus unserer Sicht die UCK durch den MAD mit bewaffnet und auch politisch unterstützt wird. Wir waren in dieser Hinsicht auch weitgehend einer Meinung, aber diese Informationen fehlen dort weitgehend, um richtig einschätzen zu können, welche Rolle die Bundesrepublik Deutschland spielt, daß es dort durchaus eigene Interessen gibt und sie auch eigenständig agiert und nicht nur durch den Druck der USA dort ist.

Ich denke, daß mich der Anblick jeder Flüchtlingsbewegung bedrücken würde, weil es immer Menschen gibt, die schuldlos in eine solche Lage kommen, ganz egal ob nun Albaner oder Serben. Ich habe nun einmal die Serben gesehen, und das war schon ein sehr bedrückender Eindruck, wie sie auf den Traktoren saßen mit den Kindern, alten Menschen, vollgepackt und hinten dran noch ein Anhänger, geschützt mit Plastikplanen. Es sind wohl meistens Bauern, das sieht man auch daran, was sie an Hausgerätschaften mit sich führen, und man fragt sich natürlich, was wird aus ihnen.

Wir haben auch danach gefragt und niemand weiß es. Es gibt Bedürftigkeitsprogramme, nach denen bekommen diese Menschen etwa 50 Mark im Monat und darüber hinaus auch Seife, Kleidung, und was sie sonst benötigen. Aber selbst das ist eigentlich nicht gesichert. Niemand weiß, wo sie leben sollen, und uns wurde auch erzählt, daß sehr viele Serben jetzt einen Auswanderungsantrag stellen.
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